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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.03.2011 

Geschäftszahl 

2008/15/0115 

Rechtssatz 

Im Einklang mit der Rechtsprechung des EuGH wird im Sinne der Terminologie der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. etwa das hg. Erkenntnis vom 20. Mai 2010, 2006/15/0005) als Missbrauch im 
Sinne des § 22 BAO eine rechtliche Gestaltung angesehen, die im Hinblick auf die wirtschaftliche Zielsetzung - 
vor dem Hintergrund des mit der Regelung des Abgabengesetzes verfolgten Zieles - ungewöhnlich und 
unangemessen ist und die nur auf Grund der damit verbundenen Steuerersparnis verständlich wird. Können 
beachtliche außersteuerliche Gründe für eine - wenn auch ungewöhnliche - Gestaltung angeführt werden, ist ein 
Missbrauch auszuschließen. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

2008/15/0116 


